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Öffentlichkeit in Schleswig-Holstein (Mund-Nasen-

Bedeckungsverordnung - MNB-VO) vom 24. April
2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 211 ) wird aufgehoben.

Artikel 3
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 18. Mai 2020 in Kraft.
Sie tritt mit Ablauf des 7. Juni 2020 außer Kraft.

Artikel 2
Landesverordnung

zur Aufhebung der Landesverordnung
zum Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung
in bestimmten Bereichen der Öffentlichkeit

in Schleswig-Holstein* )

Die Landesverordnung zum Tragen einer Mund-

Nasen in bestimmten Bereichen der

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
Kiel, 16. Mai 2020

Dr. H e i n e r G a r g
Minister

für Soziales, Gesundheit, Jugend,
Familie und Senioren

D a n i e l G ü n t h e r
Ministerpräsident

* ) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-13

Hinweis der Schriftleitung:

Unverzügliche Bekanntmachung der nachstehenden Landesverordnung
gemäß § 60 Absatz 3 Satz 2 und 3 i.V.m. § 60 Absatz 1 LVwG

Die Ersatzverkündung dieser Landesverordnung gemäß § 60 Absatz 3 Satz 1 LVwG ist am 16. Mai 2020
durch Veröffentlichung auf der Webseite der Landesregierung durch das Ministerium für Soziales, Gesundheit,
Jugend, Familie und Senioren unter https://www.schleswig-holstein.de/DE/Schwerpunkte/Coronavirus/Erlasse/
Verordnung_Reiserueckkehrer.html erfolgt.

Landesverordnung
zur Neufassung der Landesverordnung zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende

zur Bekämpfung des Coronavirus des Landes Schleswig-Holstein
Vom 16. Mai 2020

Zeitraum nicht gestattet, Besuch von Personen zu
empfangen, die nicht ihrem Hausstand angehören.
(2) Die von Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen sind
verpflichtet, unverzüglich die für sie zuständige kom-
munale Gesundheitsbehörde zu kontaktieren und auf
das Vorliegen der Verpflichtungen nach Absatz 1 hin-
zuweisen. Die in Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen
sind ferner verpflichtet, beim Auftreten von Krank-
heitssymptomen die zuständige kommunale Gesund-

heitsbehörde hierüber unverzüglich zu informieren.
(3) Für die Zeit der Absonderung unterliegen die von
Absatz 1 Satz 1 erfassten Personen der Beobachtung
durch die zuständige Gesundheitsbehörde.
(4) Staatengruppe im Sinne der Absätze 1 bis 3 sind
die Mitgliedstaaten der Europäischen Union sowie
Island, das Fürstentum Liechtenstein, Norwegen, die
Schweiz und das Vereinigte Königreich von Großbri-
tannien und Nordirland.
( 5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Perso-

nen, die aus einem Staat innerhalb der Staatengruppe
nach Absatz 4 einreisen, der laut Veröffentlichung des
Robert Koch-Instituts nach den statistischen Auswer-
tungen und Veröffentlichungen des European Center
for Disease Prevention and Control (ECDC) eine Neu-
infiziertenzahl im Verhältnis zur Bevölkerung von mehr
als 50 Fällen pro 100.000 Einwohner kumulativ in den
letzten sieben Tagen aufweist.

Aufgrund des § 32 Satz 1 in Verbindung mit § 28,
29, 30 Absatz 1 Satz 2 und 31 des Infektionsschutz-
gesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 27. März
2020 (BGBl. I S. 587), verordnet die Landesregierung:

Artikel 1
Landesverordnung

zu Quarantänemaßnahmen für Ein- und
Rückreisende zur Bekämpfung des Coronavirus

des Landes Schleswig-Holstein

GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-16

§ 1
Häusliche Quarantäne für Ein- und Rückreisende;

Beobachtung
( 1 ) Personen, die auf dem Land-, See-, oder Luftweg
aus einem Staat außerhalb der Staatengruppe nach
Absatz 4 nach Schleswig-Holstein einreisen, sind
verpflichtet, sich unverzüglich nach der Einreise auf
direktem Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine
andere geeignete Unterkunft zu begeben und sich
für einen Zeitraum von 14 Tagen nach ihrer Einreise
ständig dort abzusondern; dies gilt auch für Perso-
nen, die zunächst in ein anderes Land der Bundesre-
publik Deutschland oder in einen anderen Staat der
Staatengruppe nach Absatz 4 eingereist sind. Den in
Absatz 1 Satz 1 genannten Personen ist es in diesem
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§ 2 aus einsatzgleichen Verpflichtungen im Ausland zu-

rückkehren.
(4) § 1 gilt nicht für Personen, die aus Staaten ein-

reisen, für welche aufgrund belastbarer epidemiolo-
gischer Erkenntnisse durch das Robert Koch-Institut
festgestellt wurde, dass das dortige Infektionsge-
schehen eine Ansteckungsgefahr für den Einzelnen
als gering erscheinen lässt.
(5) § 1 gilt nicht für Personen, die nur zur Durch-
reise in die Bundesrepublik Deutschland oder nach
Schleswig-Holstein einreisen; diese haben das Gebiet
des Landes auf unmittelbarem Weg zu verlassen.
Die hierfür erforderliche Durchreise durch das Gebiet
Schleswig-Holsteins ist gestattet.
(6) Die Absätze 1 bis 5 gelten nur, soweit die dort
bezeichneten Personen keine Symptome aufweisen,
die auf eine Erkrankung mit COVID-19 im Sinne der
dafür jeweils aktuellen Kriterien des Robert-Koch-
Instituts hinweisen.

Tätigkeitsverbot
Personen im Sinne von § 1 Absatz 1 Satz 1, die
ihren Wohnsitz außerhalb Schleswig-Holsteins ha-

ben, dürfen innerhalb des in § 1 Absatz 1 Satz 1
genannten Zeitraums auf dem Gebiet des Landes
keine berufliche Tätigkeit ausüben.

§ 3
Ausnahmen von der häuslichen Quarantäne

( 1 ) Von § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht erfasst sind Per-
sonen

1 . Die, beruflich bedingt, grenzüberschreitende Perso-
nen, Waren und Güter auf der Straße, der Schiene,
per Schiff oder per Flugzeug transportieren,

2. deren Tätigkeit für die Aufrechterhaltung

a. der Funktionsfähigkeit des Gesundheitswesens,
b. der öffentlichen Sicherheit und Ordnung,

c. der Pflege diplomatischer und konsularischer
Beziehungen,

d. der Funktionsfähigkeit des Rechtswesens,
e. der Funktionsfähigkeit von Volksvertretung,

Regierung und Verwaltung des Bundes, der
Länder und der Kommunen,

f. der Funktionsfähigkeit der Organe der Europäi-
schen Union und internationaler Organisationen

zwingend notwendig ist; die zwingende Notwen-
digkeit ist durch den Dienstherrn oder Arbeitgeber
zu prüfen und zu bescheinigen;

3. die sich im Rahmen ihrer Tätigkeit als Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter von Luft-, Schiffs-, Bahn-,
oder Busverkehrsunternehmen oder als Besatzung
von Flugzeugen, Schiffen, Bahnen und Bussen
außerhalb des Bundesgebiets aufgehalten haben.

Im Übrigen kann die zuständige Behörde in begründe-
ten Einzelfällen auf Antrag weitere Befreiungen erteilen.
( 2) § 1 gilt nicht für Personen, die zum Zweck einer
mindestens dreiwöchigen Arbeitsaufnahme in das
Bundesgebiet einreisen (Saisonarbeitskräfte), wenn
am Ort ihrer Unterbringung und ihrer Tätigkeit in den
ersten 14 Tagen nach ihrer Einreise gruppenbezogen
betriebliche Hygienemaßnahmen und Vorkehrungen
zur Kontaktvermeidung außerhalb der Arbeitsgruppe
ergriffen werden, die einer Absonderung nach § 1
Absatz 1 Satz 1 vergleichbar sind, sowie das Ver-
lassen der Unterbringung nur zur Ausübung ihrer
Tätigkeit gestattet ist. Der Arbeitgeber zeigt die
Arbeitsaufnahme vor ihrem Beginn bei der zustän-
digen Behörde an und dokumentiert die ergriffenen
Maßnahmen nach Satz 1. Die zuständige Behörde
hat die Einhaltung der Voraussetzungen nach Satz 1
zu überprüfen.
(3) § 1 gilt nicht für Angehörige der Streitkräfte
und Polizeivollzugsbeamte, die aus dem Einsatz und

§ 4
Vollzug

Für den Vollzug dieser Verordnung sind neben den
örtlich zuständigen Gesundheitsämtern die örtlichen
Ordnungsbehörden zuständig, wenn die Gesund-
heitsämter nicht rechtzeitig erreicht oder tätig wer-
den können. Die Ordnungsbehörden haben in diesen
Fällen die zuständigen Gesundheitsämter unverzüg-
lich über getroffene Maßnahmen zu unterrichten.

§ 5
BußgeldVorschrift

Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Absatz 1a Num-
mer 24 des Infektionsschutzgesetzes handelt, wer
vorsätzlich oder fahrlässig

1. sich entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht absondert,
2. sich entgegen § 1 Absatz 1 Satz 1 nicht auf di-

rektem Weg in die eigene Häuslichkeit oder eine
andere geeignete Unterkunft begibt,

3. entgegen § 1 Absatz 1 Satz 2 Besuch empfängt,
4. entgegen § 1 Absatz 2 Satz 1 und Satz 2 die

zuständige Behörde nicht oder nicht rechtzeitig
kontaktiert,

5. entgegen § 2 eine berufliche Tätigkeit ausübt,
6. entgegen § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 Halbsatz 2

eine unrichtige Bescheinigung ausstellt,
7. entgegen § 3 Absatz 2 Satz 2 die zuständige

Behörde nicht informiert, oder

8. entgegen § 3 Absatz 5 Satz 1 Halbsatz 2 das
Land nicht auf unmittelbarem Weg verlässt.

§ 6
Weitergeltung des Infektionsschutzgesetzes

Die Regelungen des Infektionsschutzgesetzes blei
ben im Übrigen unberührt.
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zur Bekämpfung des Coronavirus des Landes Schles-
wig-Holstein vom 9. April 2020 (GVOBI. Schl.-H.
S. 193) * ) außer Kraft.
(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 15. Juni
2020 außer Kraft.

Artikel 2
Inkrafttreten; Außerkrafttreten

(1 ) Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung zu
Quarantänemaßnahmen für Ein- und Rückreisende

Die vorstehende Verordnung wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden.
Kiel, 16. Mai 2020

D a n i e l G ü n t h e r
Ministerpräsident

Dr. H e i n e r G a r g
Minister

für Soziales, Gesundheit, Jugend,
Familie und Senioren

Dr. S a b i n e S ü t t e r l i n - W a a c k
Ministerin

für Inneres, ländliche Räume, Integration
und Gleichstellung

* ) GS Schl.-H. II, Gl.Nr. B 2126-13-11

über die zentrale Stelle nach dem für die vom Zentralen
IT-Management des

Landes

Schleswig-Holstein betriebenen automatisierten Verfahren
(Zentrale-Stelle-Verordnung - ZStVO )

Vom 18. Mai 2020
GS Schl.-H. II, Gl.Nr. 204-5-2

(2) Die beteiligten Stellen sind jeweils nach Maß-
gabe der § § 4 und 6 verantwortlich im Sinne des
Artikel 4 Nummer 7 und Artikel 26 der Datenschutz-

Grundverordnung.
(3) Die nicht im Rahmen der § § 4 bis 6 zugewiesenen
Pflichten der Datenschutz-Grundverordnung erfüllen
die zentrale Stelle und die beteiligten Stellen jeweils
in eigener Verantwortung.

Aufgrund des § 7 Absatz 4 des Landesdatenschutz-
gesetzes vom 2. Mai 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 162)
verordnet das Ministerium für Energiewende, Land-

wirtschaft, Umwelt, Natur und Digitalisierung:
§ 1

Zentrale Stelle

v Zentrale Stelle nach § 7 Absatz 4 des Landesdaten-
schutzgesetzes für die in der Anlage aufgeführten
automatisierten Verfahren und Standard-IT-Infra-
strukturen ist die für das zentrale IT-Management
zuständige oberste Landesbehörde. Die Anlage ist
Bestandteil der Verordnung.

§ 4
Informations-, Meldungs- und

Benachrichtigungspflichten
( 1) Stellt die zentrale Stelle eine Verletzung des
Schutzes personenbezogener Daten fest, bewertet
sie die Erforderlichkeit einer Meldung an die Auf-
sichtsbehörde nach Artikel 33 der Datenschutz-
Grundverordnung und einer Benachrichtigung der
betroffenen Person nach Artikel 34 der Datenschutz-
Grundverordnung. Sie informiert die beteiligte Stelle
unverzüglich über die Verletzung und teilt ihr das
Ergebnis ihrer Bewertung mit.
( 2) Stellt die beteiligte Stelle eine Verletzung des
Schutzes personenbezogener Daten fest, bewertet
sie die Erforderlichkeit einer Meldung an die Auf-
sichtsbehörde nach Artikel 33 der Datenschutz-
Grundverordnung und einer Benachrichtigung der
betroffenen Person nach Artikel 34 der Datenschutz-

Grundverordnung. Sie informiert die zentrale Stelle
unverzüglich über die Verletzung und teilt ihr das Er-

gebnis ihrer Bewertung mit. Sofern die Datenschutz-

verletzungen weitere beteiligte Stellen betreffen oder
betreffen können, werden diese von der zentralen
Stelle informiert.

§ 2
Beteiligte Stellen

Beteiligte Stellen sind diejenigen Landesbehörden
im Sinne des Landesverwaltungsgesetzes, die die
in der Anlage aufgeführten automatisierten Verfahren
jeweils nutzen.

§ 3
Verantwortlichkeit

(1) Die zentrale Stelle ist nach Maßgabe der § § 4 und 5
verantwortlich im Sinne des Artikel 4 Nummer 7
und Artikel 26 der Verordnung (EU) 2016/679 (Da-
tenschutz-Grundverordnung) 1.

Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-

bezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) (ABI. L 119 S. 1 ), berichtigt durch
Verordnung vom 23. Mai 2018 (ABI. L 127 S. 2) .


